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und Objekte, die fieberhafte Suche nach 
weiteren Terrorzellen und Hintermännern, 
die Aufdeckung von Finanzströmen und 
Waffenlieferungen, zeigt nach den aktu-
ellen Attentaten das gesamte Ausmaß der 
polizeilichen Bemühungen, solchen Plänen 
auf die Spur zu kommen. Das ist zurzeit die 
vielleicht wichtigste, aber auch nur eine 
Aufgabe aus dem gesamten Auf-tragskata-
log der Polizei.“
	 Insbesondere die Ermittlungsbereiche 
und die polizeiliche Präsenz im öffentlichen 
Raum litten seit Jahren, so die GdP, unter 
der Personalmisere. Die Europapolitike-
rin Harms, so der GdP-Vorsitzende, habe 
es auf den Punkt gebracht, wenn sie deut-
lich mache, dass mehr Polizeibeamte in den 
Quartieren gebraucht werden, die sich aus-
kennen, die mit Informationen umgehen 
können, die bekannt sind, die Ansprech-
partner sein können auch für z. B. Muslime, 
die sich Sorgen machten. Malchow: „Das 
gilt insbesondere auch für Deutschland.“
	 Bereits im September 2014 warnte 

Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) un-
terstützt die Forderungen der Frakti-
onsvorsitzenden von Bündnis/90 Die 
Grünen im Europaparlament, Rebecca 
Harms, und des Grünen-Fraktionschefs 
im Bundestag, Anton Hofreiter, den 
Personalabbau der Polizei zu stoppen 
und stattdessen mehr Personal einzu-
stellen. GdP-Bundesvorsitzender Oliver 
Malchow: „Wir sind erfreut, die eher 
polizeikritische Partei in einer Frage 
an unserer Seite zu haben, die uns seit 
Jahren bewegt. 16.000 Stellen sind bei 
der Polizei in den vergangenen 15 Jah-
ren in Deutschland weggefallen. Das ist 
die Größenordnung der gesamten Ber-
liner Polizei.“
	 Die angespannte Sicherheitslage nach 
den Anschlägen von Paris, so der GdP-Vor-
sitzende, habe deutlich gemacht, dass die 
Polizei nicht nur bei der Beobachtung des 
islamistisch-terroristischen Personenpo-
tenzials an ihre Grenzen gelangt ist. Mal-
chow: „Der Schutz gefährdeter Personen 

Terrorfahndung führt Personal-
misere der Polizei vor Augen

Aus den gesetzlichen Aufgabenbe-
reichen: Bereitschaftspolizeilicher 
Einsatz (Bildquelle: Bundespolizei)
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Malchow, dass angesichts zusätzlicher per-
sonalintensiver Aufgaben wie die Bewa-
chung von Flüchtlingsheimen, die Über-
wachung von Terror-Gefährdern oder 
rivalisierender krimineller Clans in unver-
antwortlicher Weise die Bekämpfung der 
Alltagskriminalität oder Verkehrskontrol-
len hinten angestellt werde. Malchow: „Jetzt 
rächt sich der seit Jahren von der GdP mas-
siv kritisierte dramatische Personalabbau 
bei der Polizei in vielen Bundesländern.“
	 „Es sei beschämend, dass immer erst 
dann Bewegung in sicherheitspolitische 
Debatten – auch um personelle und tech-
nische Ausstattungen – komme, nachdem 
eine schockierende Tat nicht nur die Bevöl-
kerung verängstige, sondern selbst die po-
litisch Verantwortlichen aufwühle. Vor dem 
Hintergrund der Zuspitzung der Sicher-
heitslage ist mit der nicht angemessenen 
und unverhältnismäßigen Sparpolitik der 
Regierungen, unter der die Polizei, die Si-
cherheitsbehörden und die Justiz seit vielen 
Jahren leiden, der Bogen überspannt wor-
den. Es ist nur noch eine Frage der Zeit, 
wann der Bogen bricht und die Gewähr-
leistung der inneren Sicherheit in unserem 
Land von immer mehr Zufällen abhängig 
wird“, so Malchow im Januar 2015. Home-
land Security sprach mit Kriminaloberrat 
Oliver Malchow, Bundesvorsitzender der 
Gewerkschaft der Polizei (GdP).

Personalabbau

Homeland: 16.000 Stellen sind bei der 
Polizei in den vergangenen 15 Jahren in 
Deutschland weggefallen. Das ist die Grö-
ßenordnung der gesamten Berliner Polizei.
Wie sind die Forderungen der Fraktions-
vorsitzenden von Bündnis/90 Die Grünen 
im Europaparlament, Rebecca Harms, und 
des Grünen-Fraktionschefs im Bundestag, 
Anton Hofreiter, zu realisieren, den Perso-
nalabbau der Polizei zu stoppen und statt-
dessen mehr Personal einzustellen?

Malchow: Auch Bundeskanzlerin Angela 
Merkel hat nach dem Attentat in Paris dazu 
aufgefordert, den Sicherheitsbehörden die 
personelle und finanzielle Ausstattung zu 
verschaffen, die sie benötigen, um die inne-
re Sicherheit bestmöglich zu gewährleisten. 
Das fordert die Gewerkschaft der Polizei 
seit Jahren. Wir hoffen, dass solche Er-
kenntnisse die unmittelbare Betroffenheit 

nach blutigen Anschlägen überdauern. Lei-
der sieht es nicht so aus. Polizei ist, mit Aus-
nahme der Bundespolizei und des Bundes-
kriminalamtes, Ländersache. Von wenigen 
Ausnahmen abgesehen, halten die Länder 
an ihrem auch weiterhin geplanten Perso-
nalabbau unverantwortlicher Weise fest. 
Wichtig ist jetzt, dass sich Bundes- und 
Landespolitiker nicht den Ball hin- und her-
schieben, sondern dass die Parteien, die in 
den Ländern in der Regierungsverantwor-
tung stehen, sich einmütig dazu bekennen, 
die Personalmisere zu beheben. Es wird 
nicht nur Personal weiter abgebaut, die 
Polizei überaltert auch. Die demographi-
sche Entwicklung verschärft das Problem. 
Uns läuft also die Zeit davon. Damit uns 
nicht potenzielle Attentäter, Wirtschafts-
kriminelle, Internetbetrüger und Einbre-
cherbanden ebenfalls davonlaufen, müs-
sen jetzt dringend die Einstellungsquoten 
in den Ländern erhöht werden, damit wir 
wenigstens in drei Jahren, wenn die jungen 
Polizisten ihre Ausbildung absolviert ha-
ben, etwas Licht am Ende des Tunnels se-
hen. Es wird schwer, wieder ‚vor die Lage‘ 
zu kommen, da die Konkurrenz mit der frei-
en Wirtschaft um qualifizierten Nachwuchs 
schärfer wird. Hier sind Jahre verschenkt 
worden, da die Entwicklung lange erkenn-
bar war.

Organisierte Kriminalität

Homeland: „Der Schutz gefährdeter Per-
sonen und Objekte, die fieberhafte Suche 
nach weiteren Terrorzellen und Hinter-
männern, die Aufdeckung von Finanzströ-
men und Waffenlieferungen, zeigt nach den 
aktuellen Attentaten das gesamte Ausmaß 
der polizeilichen Bemühungen, solchen Plä-
nen auf die Spur zu kommen. Das ist zurzeit 
die vielleicht wichtigste, aber auch nur eine 
Aufgabe aus dem gesamten Auftragskata-
log der Polizei“, so Malchow. Welche Aufga-
ben der Polizei haben aktuell Priorität und 
warum? Welche Erwartungen haben Sie 
an die Politik – z. B. an die Innenministe-
rien der Länder? Welche Maßnahmen sind 
erforderlich?

Malchow: Jeder Notruf eines Bürgers 
hat Priorität. Wenn die Polizei nicht mehr 
kommt, wenn ein Bürger sie braucht, ist das 
Vertrauen in unseren Rechtsstaat in Ge-
fahr. Dass in vielen Landstrichen, die von 

Oliver Malchow, Bundesvorsitzen-
der der Gewerkschaft der Polizei 
(GdP)
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Einbrecherbanden heimgesucht werden 
und in denen die Polizei nicht mehr die not-
wendige Präsenz zeigen kann, Bürgerweh-
ren gebildet werden, ist eine gefährliche 
Entwicklung. Wenn sich die Sicherheitsla-
ge durch den Terrorismus verschärft, mehr 
Personen und Objekte geschützt werden 
müssen, werden die Kräfte aus anderen 
Bereichen abgezogen, wichtige Ermittlun-
gen bleiben liegen. In kurzer Zeit haben 
wir dann dort erhebliche Sicherheitspro-
bleme. Nach den Anschlägen in den USA 
und dem Schock, dass diese Attentate in 
Deutschland  geplant worden waren, wur-
de bei den Staatsschutzabteilungen der Po-
lizei, beim Bundeskriminalamt und in den 
Verfassungsschutzbehörden zu Lasten der 
Rechtsextremismus-Bekämpfung das Per-
sonal zur Bekämpfung des islamistischen 
Terrorismus verstärkt. Die Mordserie des 
NSU war sicherlich mit ein Ergebnis dieser 
„Prioritätensetzung“. Eine zu kurze Perso-
naldecke können Sie hinziehen, wo sie wol-
len. Entweder Ihnen erfriert die Nase oder 
es erfrieren die Füße. 

Homeland: „Organisierte Kriminalität 
verursacht immense Schäden und birgt 
hohe Gefahren. Bei aller notwendigen Kon-
zentration auf die Bekämpfung des isla-
mistischen Terrorismus darf die Bekämp-
fung der Organisierten Kriminalität nicht 
vernachlässigt werden. Dazu benötigt das 
Bundeskriminalamt nicht nur eine ausrei-
chende Personal- und Sachausstattung, son-
dern vor allem die rechtlichen Befugnisse 
für die Anwendung moderner technischer 
Möglichkeiten“, sagten Sie. Was beinhaltet 
diese Forderung genau? Welche Rahmen-
bedingungen in der Polizeiarbeit sind hier 
zu verbessern? Wie steht es um die Sicher-
heitsarchitektur in Deutschland aus Ihrer 
Sicht? Welche Forderungen stellen Sie an 
Bundesregierung und Länderregierungen? 
Wie ist an das finanzielle Fundament der 
Organisierten Kriminalität heranzugehen?

Malchow: Das Bundeslagebild Organisier-
te Kriminalität (OK) weist seit Jahren um 
die 600 Verfahren aus. Die Zahl der regis-
trierten Tatverdächtigen pendelt zwischen 
8.000 und 9.000 jährlich. Statistisch sind 
zunächst keine signifikanten Veränderun-
gen feststellbar. Was nicht erfasst wird, 
ist aber die Dynamik, wie sich die OK ver-
ändert. Deshalb spiegeln die Zahlen das 

tatsächliche Bedrohungspotenzial nicht 
wider. Hier werden nur die Straftaten er-
fasst, die wir bearbeiten. Was wir aufgrund 
des Personalmangels nicht angehen, wird 
auch nicht erfasst. Die Entwicklung der 
OK in den vergangenen zehn Jahren zeigt 
nach Einschätzung der Sicherheitsbehör-
den einen deutlichen Wandel bei den Betä-
tigungsfeldern der Kriminellen auf: Heute 
sind nicht unbedingt die traditionellen Be-
reiche Drogen- und Waffenhandel die lukra-
tivsten. Medikamentenfälschung, Umwelt-
kriminalität, Wirtschaftskriminalität und 
Massendelikte per Internet können mehr 
Gewinne abwerfen – bei deutlich niedrige-
rem Risiko für die Täter. Das Internet hebt 
die klassische Eingrenzbarkeit von krimi-
nalgeografischen Räumen auf, ermöglicht 
den Tätern weltweit, von jedem beliebigen 
Ort aus, massive Schäden anzurichten und 
kriminelle Gewinne am Ort ihrer Wahl zu 
erzielen. Der Schaden, den gut vernetzte 
Kriminelle und reisende Banden alleine in 
Deutschland anrichten, beläuft sich jedes 
Jahr auf 500 bis 600 Millionen Euro. OK-
Ermittlungen sind bis zu 70 Prozent von 
einer funktionierenden Telekommunikati-
onsüberwachung abhängig. Es reicht nicht 
aus, von steigenden Anforderungen an die 
Ermittlungsbehörden zu sprechen, wenn 
gleichzeitig vielerorts zudem auch die not-
wendigen personellen und rechtlichen Vo-
raussetzungen nicht auf den Stand des 21. 
Jahrhunderts gebracht werden. Ohne die 
Möglichkeit, Verbindungsdaten nutzen zu 
können, bleiben Ermittlungen oftmals er-
folglos. Bei den Finanzermittlungen besteht 
Handlungsbedarf, um die illegal erworbe-
nen Vermögen abschöpfen zu können. Da-
tenmengen im Terabyte-Bereich sind zu 
analysieren, bei Tätern aus mehr als 100 
Ländern ergibt sich ein hoher Bedarf an 
Dolmetschern. Was die besser gewordene 
internationale Zusammenarbeit und aus-
reichender Personaleinsatz im Einzelfall 
bewirken kann, zeigt die internationale Po-
lizeioperation „Archimedes“: In der einwö-
chigen, bislang größten Aktion gegen das 
organisierte Verbrechen in Europa sind im 
September vergangenen Jahres mehr als 
1.000 Menschen in mehreren Ländern fest-
genommen worden. Insgesamt waren über 
20.000 Polizisten und Sicherheitskräfte aus 
34 Ländern – aus allen 28 EU-Staaten so-
wie aus Australien, Kolumbien, Norwegen, 
Serbien, der Schweiz und den USA – an dem 
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Einsatz beteiligt. Es handelt sich um die be-
deutendste koordinierte Aktion, die jemals 
in Europa gegen das organisierte Verbre-
chen geführt wurde. Unter Federführung 
der EU-Polizeibehörde Europol waren Flug-
häfen, Grenzübergänge, Häfen und weitere 
neuralgische Punkte kontrolliert worden. 
Außerdem nahmen die Ermittler die Infra-
strukturen grenzüberschreitend operieren-
der Banden ins Visier.

Innere Sicherheit

Homeland: Laut einer vom BDSW beauf-
tragten Umfrage des INSA-Meinungstrends 
findet die Mehrheit der Befragten (65 Pro-
zent), dass die Polizei mit dem Schutz der 
Bevölkerung überfordert ist. Wie sollte 
die Polizei neu aufgestellt werden, um der 
Bevölkerung wieder mehr Sicherheit bie-
ten zu können? Durch welche Maßnahmen 
lässt sich das Sicherheitsgefühl in der Be-
völkerung wieder steigern? Wie sehen Sie 
die Zusammenarbeit mit privaten Sicher-
heitsdiensten? In welchen Bereichen sollten 
private Sicherheitsdienste Ihrer Meinung 
nach unterstützend tätig sein? Wie stellen 
Sie sich eine Zusammenarbeit mit privaten 
Sicherheitsdiensten vor? Was stellt hier Ih-
rer Meinung nach die größte Herausforde-
rung dar, politisch und in Bezug auf private 
Sicherheitsdienste?

Malchow: Seit ich bei der Polizei bin, jagt 
dort eine Umstrukturierung und Neuorga-
nisation die nächste. Das Ergebnis ist im-
mer das gleiche: Zentralisierung, Rückzug 
aus der Fläche, weniger Personal. Es gibt 
Gegenden von der Größenordnung der Ei-
fel, da sind nachts zwei Streifenwagen un-
terwegs. Organisierte Banden brauchen 
bloß zwei Ablenkungsmanöver zu starten 
und sie können ungehindert operieren. Und 
ich sagte eingangs schon: Wenn der Bürger 
stundenlang warten muss, bis die Polizei 
erscheint, wenn sie nach einem Einbruch 
nur noch zu einem „Beileidsbesuch“ kom-
men kann und die Versicherung des Opfers 
nicht mehr zahlt, weil er schon mehrere sol-
cher kriminellen Enteignungen hinter sich 
hat, ist sein Vertrauen in den Rechtsstaat 
weg. Jährlich wird in Deutschland eine 
Stadt von der Größenordnung Heidelbergs 
ausgeraubt. 
	 Die Polizei muss auch in der Fläche wie-
der mehr präsent sein. Den Schutzmann an 

der Ecke werden wir nicht zurückbekom-
men. Aber jeder Polizist wirkt allein schon 
durch seine Anwesenheit präventiv. Außer-
dem hat er Augen, Ohren und Kontakte, die 
oft besser sind, als jede Datensammlung.
	 Es gibt bereits viele Kooperationen mit 
privaten Sicherheitsdiensten. Im nichtöf-
fentlichen Raum leisten sie Hervorragen-
des. Der öffentliche Raum ist Sache der 
Polizei. Ihre lange Ausbildung, ihre Rechts-
kenntnisse, ihre Eingriffsbefugnisse, ihre 
einsatzpraktischen Fähigkeiten, sind in je-
dem Einsatz notwendig. Auch ein Einsatz, 
der zunächst wie eine Lappalie aussieht, 
kann sich rasch zu einem Einsatz auf Leben 
und Tod entwickeln. Jeder Schusswaffenge-
brauch landet vor Gericht. Und dort steht 
dann der Einzelne und keine Firma oder In-
stitution. Deshalb ist die lange und quali-
fizierte Ausbildung eines Polizeibeamten 
notwendig. Machen wir uns doch nichts vor: 
Wer dem Einsatz privater Sicherheitsunter-
nehmen im öffentlichen Raum das Wort re-
det, hat doch nur die Kostenfrage im Sinn 
und nicht qualifiziertes rechtsstaatliches 
Handeln. Die Bürgerinnen und Bürger zah-
len mit ihren Steuern die Gewährleistung 
der inneren Sicherheit als Kernaufgabe des 
Staates.

Homeland: Sie sagen, dass es „nur noch 
eine Frage der Zeit ist, wann der Bogen 
bricht und die Gewährleistung der inne-
ren Sicherheit in unserem Land von immer 
mehr Zufällen abhängig wird.“ Was sind 
die Rahmenbedingungen zur umfassenden 
Gewährleistung der inneren Sicherheit? 
Welche Konsequenzen sind nach dem Ter-
roranschlag von Paris für die deutschen Si-
cherheitsbehörden und die Arbeit der Poli-
zei dringend erforderlich?

Malchow: Qualifiziertes und ausreichen-
des Personal, adäquate Rechtsgrundla-
gen, moderne Technik, gute Ausrüstung, 
eine enge Zusammenarbeit der Polizeien 
der Länder und des Bundes, verstärkter In-
formationsaustausch, bessere Vernetzung 
– und, nicht zu vergessen, der Rückhalt in 
der Politik. Rückhalt in der Bevölkerung 
hat die Polizei zu Genüge. In einer reprä-
sentativen Emnid-Umfrage im Auftrag des 
Fernsehsenders N24 fordert eine Mehrheit 
der Deutschen vom Staat größere Anstren-
gungen, um die innere Sicherheit zu ga-
rantieren: 68 Prozent der Befragten wollen 
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mehr Polizeipräsenz. Auch in einer vom 
Magazin Stern beauftragten Umfrage zum 
Vertrauensverhältnis der Deutschen in ge-
sellschaftliche Institutionen hat die Polizei 
ihre Spitzenposition nicht nur verteidigt, 
sondern genießt mit 84 Prozent, zwei Pro-
zentpunkten mehr als im Vorjahr, erneut 
das höchste Vertrauen der Bundesbürger. 

Homeland: Die GdP begrüßt den Vorstoß 
des Bundesinnenministeriums für eine Re-
form des Verfassungsschutzes. Nordrhein-
Westfalen z. B. verstärkt Polizei und Ver-
fassungsschutz. Dies ermöglicht eine noch 
effektivere Bekämpfung der Gefahr durch 
islamistische Terroristen. Bis 2017 werden 
deshalb insgesamt 385 zusätzliche Beamte 
eingestellt. Das gab Innenminister Ralf Jä-
ger am 22. Januar 2015 in Düsseldorf be-
kannt. Was bedeutet dies für die Arbeit der 
Polizei in den übrigen Bundesländern?

Malchow: Daran sollten sich die Bundes-
länder ein Beispiel nehmen, die weiterhin 
nicht nur kein Personal einstellen, sondern 
im Gegenteil den vorhandenen Bestand 
weiter abbauen wollen. Das ist unverant-
wortlich und auch unfair gegenüber den 
Ländern, die ihre Verantwortung wahr-
nehmen. Die Länder, die ihre Haushalte 
auf Kosten der Polizei sanieren, rufen beim 
nächsten Großeinsatz nach Unterstützung. 
Die bekommen sie natürlich auch. Sie müs-
sen auch dafür bezahlen. Aber es ist für sie 
immer noch billiger, als ausreichend eigene 
Kräfte auf Dauer einzustellen um ihre eige-
nen Probleme selbst zu lösen. 

Homeland: „Es sei beschämend, 
dass immer erst dann Bewegung in 

sicherheitspolitische Debatten – auch um 
personelle und technische Ausstattungen 
– komme, nachdem eine schockierende Tat 
nicht nur die Bevölkerung verängstige, son-
dern selbst die politisch Verantwortlichen 
aufwühle. Vor dem Hintergrund der Zuspit-
zung der Sicherheitslage ist mit der nicht 
angemessenen und unverhältnismäßigen 
Sparpolitik der Regierungen, unter der die 
Polizei, die Sicherheitsbehörden und die 
Justiz seit vielen Jahren leiden, der Bogen 
überspannt worden. Es ist nur noch eine 
Frage der Zeit, wann der Bogen bricht und 
die Gewährleistung der inneren Sicher-
heit in unserem Land von immer mehr Zu-
fällen abhängig wird“, betonten Sie im Ja-
nuar 2015. Was wünschen Sie sich für die 
Zukunft? Wie wird sich die Arbeit der Po-
lizei innerhalb der nächsten fünf Jahre 
entwickeln?

Malchow: Polizei und Justiz sollen kontrol-
liert und auch kritisiert, aber nicht mit Arg-
wohn betrachtet werden. Das entspricht ei-
ner rechtsstaatlichen Gewaltenteilung. Ich 
wünsche mir auch, dass in den Parlamenten 
nicht nur mit Misstrauen über die Polizei 
geredet wird, sondern sachlich auch über 
ihre Leistungsfähigkeit und was sie benö-
tigt, um ihre Aufgaben zu erfüllen. Der Bür-
ger ist nicht durch die Polizei bedroht, son-
dern durch Straftäter und Terroristen. Die 
Abgeordneten sind ihrer Verantwortung 
für die Gewährleistung der inneren Sicher-
heit nicht nachgekommen. Damit wird der 
Bürgerwille ignoriert und die Distanz zum 
Staat und zur Polizei vergrößert.

Homeland: Herr Malchow, vielen Dank für 
das Gespräch.

Oliver Malchow, Kriminaloberrat und Bun-
desvorsitzender der GdP, Jahrgang 1963, ist 
seit 1985 Mitglied der GdP. Nach dem Ab-
itur 1983 Eintritt in die Polizei, von 1983 
bis 1986 Studium an der damaligen Verwal-
tungsfachschule Altenholz/Kiel, 1986: BPA, 
Ausbildungshundertschaft als Ausbilder 
und Fachlehrer, 2002/03: Ausbildung an der 
Polizeiführungsakademie Münster/Hiltrup, 
seit 2003 Leitung Kriminalpolizeistelle Bad 
Oldesloe, dann Eutin, Mai 2013: Leiter der 
Kriminalpolizeistelle Kiel (beurlaubt ab 
Juli). Thematische Zuständigkeit im GBV: 
Gewerkschafts- und Gesellschaftspolitik/

Grundsatzfragen/DGB, Öffentlichkeitsar-
beit/Redaktion/Internet/WEB-Server, Per-
sonal, Organisation, Kriminalpolitik, BFA 
Kriminalpolizei. Gewerkschaftliche Funk-
tionen: Auf Landesebene seit 1993 Stell-
vertretender Landesbezirksvorsitzender 
Schleswig-Holstein, von 1997 bis 2013 
Landesbezirksvorsitzender Schleswig-Hol-
stein; auf Bundesebene seit November 2010 
Mitglied des Geschäftsführenden Bundes-
vorstandes, Januar 2013: Wahl zum stellver-
tretenden GdP-Bundesvorsitzenden, Mai 
2013: Wahl zum GdP-Bundesvorsitzenden.


